
2000 ― 674 000

Anzahl der Abgewanderten aus 
dem Deutschen Reich 1871 und 
aus Deutschland im Jahr 2000:

1871 ― 76 000

1979 ― 15 400

Anzahl der aus der DDR  
in die Bundesrepublik  
Zugewanderten  
1955 und 1979:

1955 ― 382 000

1939 ― 7 100

Anzahl der vom Deutschen  
Reich in die Vereinigten 
Staaten Ausgewanderten  
1881 und 1939:

1881 ― 206 000

1990 ― 397 000

Anzahl der in die Bundesrepublik 
zugewanderten Aussiedlerinnen  
und Aussiedler 1950 und 1990:

1950 ― 47 500

03
Migration
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Migration bildet seit jeher ein wichtiges Element gesellschaft-
lichen Wandels. Unzählige Beispiele belegen das Ausmaß,  
mit dem räumliche Bewegungen die Welt veränderten. Auch 
Vergangenheit und Gegenwart Deutschlands sind durch  
viel fältige und umfangreiche grenzüberschreitende Ab- und  
Zuwanderungen sowie interne räumlichen Bewegungen 
gekennzeichnet.

sich länger als eine bestimmte Zeit au!alten. Im Fall der Mes-
sung des Umfangs der Bewegungen werden hingegen keine 
Aufenthalte, sondern Grenzübertritte auf der Basis von Anga-
ben über den Aufenthaltszweck gezählt (also keine touristi-
schen Reisen oder Tages- und Wochenpendler einbezogen). 

„100 000 Migrantinnen und Migranten“ heißt im Fall von Be-
standszahlen: Es leben in einem bestimmten Jahr im Aufent-
haltsland 100 000 Menschen, die irgendwann einmal zugewan-
dert sind. Bei Angaben zu Bewegungen ist hingegen gemeint: 
100 000 Menschen, die nicht nur besuchsweise kamen, haben 
innerhalb eines bestimmten Jahres die Grenze überschritten. 

Doch als problematisch bei der Entwicklung langer Daten-
reihen erweisen sich nicht nur unterschiedliche Erhebungskri-
terien und die sich verändernde Qualität der Daten. Darüber 
hinaus ist es o" schwierig, Daten verschiedener Organisatio-
nen aufeinander zu beziehen, weil sie häu#g Unterschiedliches 
messen, selbst wenn ähnliche Begri$e verwendet werden. Au-
ßerdem bleibt in den Statistiken naturgemäß die Anwesenheit 
solcher Menschen ungezählt, die über keinen Aufenthaltstitel 
verfügen – egal ob sie undokumentiert eingereist sind oder ob 
sie bleiben, obgleich ihr Aufenthaltsgenehmigung abgelaufen 
ist. Hinzu tritt das seit jeher im Kontext von Wanderungssta-
tistiken au"retende Problem, dass die Zahl der Migrantinnen 
und Migranten regelmäßig deshalb zu hoch veranschlagt wird, 
weil die Einreise und damit die Anmeldung bei den Melde- 
oder Ausländerbehörden erheblich strenger kontrolliert wird 
als die Ausreise und damit die Abmeldung. Auch Sterbefälle 
von Migrantinnen und Migranten #nden relativ selten Eingang 

Der Begri$ „Migration“ verweist auf räumliche Bewegungen 
von Menschen. Nicht jede Ortsveränderung aber gilt als 
Migration. Welche Phänomene und Prozesse regionaler Mo-
bilität als Migration verstanden werden, ist in wissenscha"li-
chen, politischen, medialen und ö$entlichen Debatten um-
kämp" und unterliegt einem steten Wandel. Für die beson-
ders in den 1970er Jahren intensivierte und seit den 1990er 
Jahren stark angestiegene wissenscha"liche Produktion von 
Wissen über die Wanderungsverhältnisse lässt sich festhalten, 
dass die Beschreibungsformel „Migration“ immer häu#ger 
verwendet worden ist und zunehmend mehr Prozesse räum-
licher Bewegung darunter subsumiert wurden. Begri$ und 
Konzept „Migration“ hatten zweifelsohne in den vergange-
nen zwei bis drei Jahrzehnten wissenscha"liche Konjunktur.

Politisch, statistisch und medial besonders intensiv sind 
räumliche Bewegungen in den vergangenen Jahrzehnten dann 
beobachtet worden, wenn (national-)staatliche Grenzen über-
schritten wurden. Geläu#ge De#nitionen greifen deshalb auf 
das zentrale Kriterium der Veränderung der rechtlichen Positi-
on eines Menschen zurück, die sich aus dessen Übertritt in den 
Geltungsbereich eines anderen Rechtsverbands ergibt. Ein wei-
teres Kriterium kann die Dauer des Aufenthalts andernorts sein. 
Erhoben werden teilweise Bestandszahlen (migration stock) und 
teilweise Bewegungen (migration flows). Im Fall der Messung 
des Umfangs des Bestandes zählen die statistischen Ämter 
(etwa im Rahmen von Volkszählungen) all jene im Aufenthalts-
land gemeldeten Menschen, die dort nicht geboren sind oder 
über keine dauerha"e Aufenthaltsgenehmigung verfügen bzw. 
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auch (neuen) Mittelschichten Erwerbs-
chancen, die zu millionenfachen internen 
und grenzüberschreitenden Wanderun-
gen führten.

3. Aus dem grundlegenden Umbau von 
Staatlichkeit im 19. Jahrhundert resultier-
ten vielfältige Veränderungen der Rahmen-
bedingungen von Migration und gesell-
scha"licher Teilhabe mit weitreichenden 
Folgen im 20. Jahrhundert: Nationsbil-
dung zur Absicherung der Legitimität 
staatlicher Herrscha" wirkte dabei Ende 
des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
zusammen mit kolonialistischen und im-
perialistischen Bestrebungen sowie dem 
Auf- und Ausbau des Interventions- und 
Sozialstaats, der auf die Massenpolitisie-
rung und die weit ausgreifende Organisa-
tion politischer Interessen reagierte. Aus 
diesem Gefüge resultierten neue Muster 
der staatlichen Wahrnehmung grenzüber-
schreitender und interner Migrationen. 

in die Meldestatistiken. Mithin liegen Zah-
len über den Aufenthalt von Migrantinnen 
und Migranten in unterschiedlichem Aus-
maß sowohl zu niedrig (irreguläre Aufent-
halte) als auch zu hoch (fehlende Abmel-
dung, Todesfälle).

Im Wanderungsgeschehen Deutsch-
lands des 19., 20. und frühen 21. Jahrhun-
derts lassen sich fünf markante und grund-
legende Prozesse ausmachen:1

1. Vom frühen 19. Jahrhundert bis in 
die 1890er Jahre dominierte die Trans-
atlantik-Migration von Deutschen, die zu 
mehr als 90 Prozent die Vereinigten Staa-
ten von Amerika erreichten.

2. Industrialisierung, Urbanisierung 
und Agrarmodernisierung führten im 19. 
und 20. Jahrhundert zu einem fundamen-
talen Wandel der Migrationsverhältnisse: 
Neue und rapide aufstrebende industri-
ell-urbane Ballungsräume boten nunmehr 
Angehörigen von Unterschichten, aber 

Sie mündeten zum Teil in die Errichtung 
gesetzlicher und administrativer Zugangs-
barrieren gegenüber solchen Individuen 
und Kollektiven, denen ein höheres Maß 
an „Fremdheit“ zugeschrieben wurde, 
aber auch in die Ö$nung privilegierter 
Zugänge für andere Individuen und Kol-
lektive, die als national, politisch oder so-
zial zugehörig galten. Der erhebliche Aus-
bau der staatlichen Ordnungs- und Inter-
ventionskapazitäten ermöglichte zugleich 
die Umsetzung migrationspolitischer Vor-
stellungen.

4. Die beiden Weltkriege des 20. Jahr-
hunderts und deren politische Folgen 
führten zu einer enormen Zunahme 
gewalt induzierter Migrationen. Dazu zäh-
len  Deportation und Zwangsarbeit in den 
Kriegswirtschaften, Evakuierung und 
Flucht aus den Kampfzonen sowie Aus-
weisungen und Vertreibungen nach Kriegs-
ende. Deutschland war sowohl im und 

darunter nach:

Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0115 x0116 x0117 x0118 x0119 x0120 x0121
Deutsches Reich

1871 – – – – – – –

1881 – – – – – – –

1890 – – – – – – –

1900 – – – – – – –

1910 – – – – – – –

1922 – – – – – – –

1932 – – – – – – –

1939 – – – – – – –

Bundesrepublik

1949 – – – – – – –

1960 59,2 3,7 1,5 0,3 0,1 4,1 1,3

1970 139,8 89,9 2,3 5,8 1,7 33,7 42,8

1980 80,1 41,7 28,6 8,7 2,4 11,8 71,0

Deutschland

1991 39,2 53,6 118,0 4,9 30,7 9,5 36,8

2000 36,7 89,6 71,4 13,3 17,1 16,1 40,4

2010 24,3 – 103,2 7,3 48,9 16,1 36,0

2018 41,3 – 127,0 8,5 176,5 23,3 29,7

u Tab 1 Abwanderungen

insgesamt
darunter nach:

Kanada Vereinigte 
Staaten Südamerika Afrika Asien Australien Griechenland

1 000

x0107 x0108 x0109 x0110 x0111 x0112 x0113 x0114
Deutsches Reich

1871 76,2 – 73,3 1,7 – – 0,8 –

1881 220,9 0,3 206,2 3,0 – – 0,7 –

1890 97,1 0,3 89,8 5,9 0,5 0,2 0,5 –

1900 22,3 0,1 19,7 0,7 0,2 – 0,2 –

1910 25,5 0,5 22,8 2,1 – – 0,1 –

1922 36,6 – 24,6 11,3 0,6 – – –

1932 10,3 0,3 7,3 2,6 0,1 – – –

1939 25,3 0,3 7,1 8,8 1,4 2,7 0,5 –

Bundesrepublik

1949 270,7 27,6 120,3 17,0 0,4 34,4 70,3 –

1960 218,6 9,8 29,0 4,2 4,3 4,2 9,4 3,2

1970 495,7 5,3 23,4 6,1 10,1 10,9 5,3 30,7

1980 439,6 3,7 22,6 8,0 13,5 28,4 3,1 23,0

Deutschland

1991 582,2 5,3 29,1 10,6 25,3 49,6 2,6 16,3

2000 674,0 4,7 35,9 12,6 25,2 61,1 3,5 19,4

2010 670,6 6,3 32,2 19,9 21,7 81,5 5,9 12,6

2018 1 185,4 5,4 28,1 21,8 37,5 100,0 5,4 19,0
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darunter nach:

Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0115 x0116 x0117 x0118 x0119 x0120 x0121
Deutsches Reich

1871 – – – – – – –

1881 – – – – – – –

1890 – – – – – – –

1900 – – – – – – –

1910 – – – – – – –

1922 – – – – – – –

1932 – – – – – – –

1939 – – – – – – –

Bundesrepublik

1949 – – – – – – –

1960 59,2 3,7 1,5 0,3 0,1 4,1 1,3

1970 139,8 89,9 2,3 5,8 1,7 33,7 42,8

1980 80,1 41,7 28,6 8,7 2,4 11,8 71,0

Deutschland

1991 39,2 53,6 118,0 4,9 30,7 9,5 36,8

2000 36,7 89,6 71,4 13,3 17,1 16,1 40,4

2010 24,3 – 103,2 7,3 48,9 16,1 36,0

2018 41,3 – 127,0 8,5 176,5 23,3 29,7

nach dem Ersten Weltkrieg als auch im 
und nach dem Zweiten Weltkrieg ein Zen-
trum des europäischen Gewaltmigrations-
geschehens.2

5. Die Migrationsverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland sind ein Bei-
spiel für die Etablierung eines neuen 
Migrationsregimes in europäischen 
Rechts- und Wohlfahrtsstaaten seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts: Eine weitreichende 
Zulassung von aus anderen Staaten zuge-
wanderten Arbeitskrä"en seit den 1950er 
Jahren mithilfe zwischenstaatlicher An-
werbeabkommen in einer Situation hohen 
wirtschaftlichen Wachstums korrespon-
dierte bei zunehmender Aufenthaltsdauer 
mit einer sukzessiven Verfestigung des 
Aufenthaltsstatus der Zugewanderten. Da-
mit schrump"en zugleich staatliche Spiel-
räume zum Abbruch von Prozessen dauer-
ha"er Niederlassung und Nachwanderung, 
selbst nach dem Ende der Anwerbephase 

1973. In der DDR, wo die Beschä"igung 
von Zugewanderten ein wesentlich niedri-
geres Niveau hatte, wurden dauerha"er 
Aufenthalt und gesellscha"liche Teilhabe 
dagegen in der Regel verhindert. Nach den 
europäischen Grenzöffnungen 1989 / 90 
gewann die im Kalten Krieg auf ein Mini-
mum beschränkte Ost-West-Wanderung 
erneut erheblich an Bedeutung; zum Teil 
knüpften die Migrationsverhältnisse in 
Europa wieder an die Situation vor dem 
Zweiten Weltkrieg an.

Im Folgenden wird zunächst auf die 
Entwicklung des Abwanderungsgesche-
hens aus Deutschland vom frühen 
19.  Jahrhundert bis zur Gegenwart ge-
blickt, um dann über die Beschreibung 
der Angaben zu ausländischen Staatsan-
gehörigen in Deutschland sowie zu den 
Zuzügen nach Deutschland seit Ende der 
1940er Jahre Aspekte des Wandels des Zu-
wanderungsgeschehens darstellen zu kön-

nen. Dieser Zusammenhang wird vertie" 
über die Dokumentation der Wande-
rungsbewegungen zwischen DDR und 
Bundesrepublik, die Zuwanderung von 
Menschen aus dem östlichen Europa, die 
als „(Spät-)Aussiedlerinnen und -Aussied-
ler“ kategorisiert wurden, sowie von 
Schutzsuchenden, die in der Bundesrepu-
blik seit Anfang der 1950er Jahre um Asyl 
bzw. einen Flüchtlingsstatus nachsuchten.

Grenzüberschreitende Abwanderung
Deutschland war und ist, wie viele Staa-
ten, eine migratorische Drehscheibe, die 
permanent von den verschiedensten Be-
wegungen durchzogen wird und zeit-
gleich sowohl einen Ausgangs- als auch 
einen Zielraum von Wanderungsbewe-
gungen bildet. Die Rede vom „Auswande-
rungsland“ oder vom „Einwanderungs-
land“ verweist mithin nur auf eine 
Hauptrichtung in der Entwicklung des 
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Abb 1: Auswanderungen – in 1000

u Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

u Abb 1 Abwanderungen — in 1 000

Wanderungsgeschehens, nie aber darauf, 
dass es ausschließlich eine Richtung der 
Bewegungen gegeben habe. Im Deutsch-
land des 19. Jahrhunderts markierte die 
(transat lantische) Abwanderung die 
Hauptrichtung. u Tab 1, Abb 1

Wahrscheinlich gingen zwischen 1841 
und 1928 fast 6 Millionen Deutsche nach 
Übersee, weit überwiegend mit dem Ziel 
USA.3 Als nächstwichtige Ziele folgten mit 
erheblichem Abstand Kanada, Brasilien, 
Argentinien und Australien. Hintergrund 
der umfangreichen transatlantischen Ab-
wanderung war ein Missverhältnis zwi-
schen einem starken Wachstum der deut-
schen Bevölkerung auf der einen und ei-
nem weit weniger dynamisch ansteigenden 
Erwerbsangebot in Deutschland auf der 
anderen Seite sowie einem attraktiv er-
scheinenden Chancenangebot überseei-

scher (insbesondere nordamerikanischer) 
Ziele. Ab den 1830er Jahren stieg die deut-
sche transatlantische Migration rasch zur 
Massenbewegung auf. Hochphasen mit je-
weils mehr als 1 Million Abgewanderten 
bildeten die Jahre von 1846 bis 1857 und 
1864 bis 1873. In der letzten großen Phase 
der Überseemigration zwischen 1880 und 
1893 folgten dann noch einmal 1,8 Millio-
nen Menschen. Die in Deutschland gebore-
ne Bevölkerung der USA stellte zwischen 
1820 und 1860 mit rund 30 Prozent nach 
den in Irland Geborenen die zweitgrößte, 
von 1861 bis 1890 sogar die größte Gruppe 
unter den Zugewanderten.4

Im ausgehenden 19. Jahrhundert bil-
dete die erhebliche Ausweitung wirt-
scha"licher Chancen infolge von Hochin-
dustrialisierung und Agrarmodernisie-
rung in Deutschland einen wesentlichen 

Faktor für den Rückgang der überseei-
schen Abwanderung. Dieser wurde durch 
die harte wirtschaftliche Krise in den 
USA von 1890 bis 1896 mit ihrem Höhe-
punkt in der „panic of 1893“ beschleunigt. 
1893 war das letzte Jahr umfangreicher 
transatlantischer Migration aus Deutsch-
land vor dem Ersten Weltkrieg. Nach dem 
Ende des Krieges kam es erneut zu einem 
Anstieg: Zwischen 1919 und 1932 wander-
ten insgesamt rund 600 000 Deutsche in 
überseeische Länder ab, mit rund 71 Pro-
zent blieben die Vereinigten Staaten von 
Amerika das Hauptziel, Argentinien, Aus-
tralien, Brasilien und Kanada folgten mit 
erheblichem Abstand. Den Höhepunkt 
der transatlantischen Migration aus der 
Weimarer Republik bildeten die Jahre 
1920 bis 1923 mit dem Spitzenwert im 
„Krisenjahr“ 1923: 115 000 überseeische 
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Abwanderinnen und Abwanderer bedeu-
teten einen Jahreswert, wie er seit der 
letzten Auswanderungsphase des 19. Jahr-
hunderts (1880 –1893) nicht mehr erreicht 
worden war.5 In den anderthalb Jahrzehn-
ten zwischen 1946 und 1961 schließlich 
gingen insgesamt knapp 780 000 Deut-
sche auf Dauer oder für begrenzte Zeit 
nach Übersee. 384 700 Menschen hatten 
die Vereinigten Staaten als Ziel, 234 300 
Kanada und 80 500 Australien. Das war 
die Phase umfangreichster transatlanti-
scher Abwanderung aus Deutschland im 
20. Jahrhundert.6 

Wegen der gänzlich anderen Daten-
grundlage für die Entwicklung des Abwan-
derungsgeschehens in Westdeutschland 
bzw. in der Bundesrepublik nach 1945 ist 
eine unmittelbare Bezugnahme auf die 
Zahlen zur Überseemigration bis 1939 nicht 
möglich. Die Daten zur deutschen Trans-
atlantikmigration des 19. und frühen 
20.  Jahrhunderts erwecken den Eindruck, 
als habe es eine stetige und lineare Bewe-
gung von Deutschland nach Übersee gege-
ben. Unsichtbar bleiben dabei die wahr-
scheinlich mit rund 20 Prozent der Ausge-
wanderten keineswegs geringe transatlanti-
sche Rückwanderung nach Deutschland 
sowie die zirkulären Bewegungen mehr-
facher Ab- und Rückwanderungen, die ab 
dem späten 19. Jahrhundert an Bedeutung 
gewannen.7 Die Angaben über die Fortzüge 
für die Zeit ab 1945 ermöglichen demgegen-
über viel eher ein Erfassen der Dynamik 
von Migrationsbewegungen mit ihrer stets 
hohen Fluktuation. Während die Daten für 
die 1950er Jahre ganz wesentlich noch auf 
die Abwanderung von Deutschen verwei-
sen, sind die wesentlich höheren Zahlen ab 
den 1960er Jahren zu einem guten Teil der 
Abwanderung von ausländischen Staatsan-
gehörigen geschuldet, die im Kontext der 
vermehrten Migration in die Bundesrepub-
lik gekommen waren. Umfangreiche Zu-
wanderungen aus anderen Staaten wie in 
den späten 1960er und frühen 1970er Jah-
ren bedingten starke Abwanderungen, auch 
die rasche Zunahme der Zuwanderung 
nach der Ö$nung des „Eisernen Vorhangs“ 
1989 / 90 führte zugleich zu einem starken 
Anstieg der Abwanderungen.8

Zuwanderung nach Deutschland
Ab dem späten 19. Jahrhundert dominier-
te in der Regel die Zuwanderung über die 
Abwanderung. Das zeigen für das Deut-
sche Kaiserreich und die Weimarer Repu-
blik die Angaben der Volkszählungen. 
Die Volkszählungen zwischen 1871 und 
1910 bieten den Vorteil, für ein einheitli-
ches Gebiet nach einheitlichen Kriterien 
in regelmäßigen Abständen von fünf Jah-
ren zu einem einheitlichen Zählzeitpunkt 
(1. Dezember) über die Zahl der Auslän-
derinnen und Ausländer nach ihrer 
Staatsangehörigkeit zu berichten. Der ge-
wählte Zählzeitpunkt bringt allerdings 
zugleich einen wesentlichen Nachteil mit 
sich: Er lag außerhalb der Arbeitssaison 
für witterungsabhängige Tätigkeiten, in 
denen die Hunderttausenden von Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten aus 
anderen Staaten im Kaiserreich weit über-
wiegend beschä"igt waren (vor allem in 
der Landwirtschaft, im Tief-, Hochbau 
und im Baunebengewerbe), sodass sie 
folglich im Rahmen der Volkszählungen 
nicht registriert werden konnten.9 Die 
Angaben zur Zwischenkriegszeit be-
schränken sich auf die beiden Volkszäh-
lungen von 1925 und 1933, die zudem un-
terschiedliche Zählzeitpunkte umfassten 
(1925: Juni, 1933: Dezember). u Tab 2

Zwischen 1871 und 1910 lassen sich 
grundlegende Veränderungen in der Prä-
senz von ausländischen Staatsangehörigen 
in Deutschland erkennen. Im ersten Jahr-
zehnt des Kaiserreichs blieb sie mit 200 000 
bis 300 000 Menschen gering, stieg aber 
seit den 1890er Jahren erheblich an: Hin-
tergrund war die Hochkonjunktur der drei 
Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg, die 
nicht nur, wie erwähnt, die Überseemigra-
tion von Deutschen weitgehend zum Erlie-
gen brachte, sondern wegen der wachsen-
den Erwerbsmöglichkeiten auch Arbeits-
krä"e aus dem Ausland anzog. Nach dem 
Ersten Weltkrieg sank die Zahl ausländi-
scher Staatsangehöriger im (nun verklei-
nerten) Reich ab, nicht zuletzt wegen der 
weitaus weniger günstigen wirtscha"lichen 
Situation, die sich unter anderem in einer 
relativ hohen strukturellen Erwerbslosig-
keit äußerte.10 u Abb 2

1 800 000
Deutsche wanderten  
zwischen 1880 bis  
1893 nach Übersee ab.
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Abb 1: Auswanderungen – in 1000

u Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

u Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

darunter aus:

USA Griechenland Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0132 x0133 x0134 x0135 x0136 x0137 x0138 x0139 x0140
Deutsches Reich

1871 10,7 – – – – – – – –

1880 9,0 – – – – – – – –

1890 14,1 – – – – – – – –

1900 17,4 – – – – – – – –

1910 17,6 – – – – – – – –

1925 7,0 2,2 – 14,1 259,8 0,2 6,5 1,4 2,5

Bundesrepublik

1951 3,6 3,0 22,5 22,7 102,8 0,1 9,0 1,5 1,2

1961 – 42,1 196,7 16,4 – 0,8 – 44,2 6,7

1970 56,4 342,9 573,6 514,5 – 54,4 – 245,5 469,2

1980 77,4 297,5 617,9 631,8 – 112,3 – 180,0 1 462,4

Deutschland

1991 99,7 336,9 560,1 775,1 271,2 93,0 – 135,2 1 779,6

2000 113,6 365,4 619,1 662,5 301,4 133,7 90,1 129,5 1 998,5

2010 97,7 276,7 517,5 – 419,4 113,2 126,5 105,4 1 629,5

2018 119,6 363,2 – – 860,1 138,9 696,3 176,0 1 476,4

u Tab 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland nach ihrer Staatsangehörigkeit

insgesamt

darunter aus:

Österreich Ungarn Russland Italien Schweiz Frankreich Benelux- 
Staaten Skandinavien

Großbritan-
nien und 

Irland

Mio. 1 000

x0122 x0123 x0124 x0125 x0126 x0127 x0128 x0129 x0130 x0131
Deutsches Reich

1871 0,2 75,7 – 14,5 4,0 34,5 4,7 32,0 27,5 10,1

1880 0,3 118,0 – 15,1 7,1 28,2 17,3 29,8 34,9 10,5

1890 0,4 201,5 – 17,1 15,6 40,0 19,7 55,6 48,9 14,7

1900 0,8 391,0 – 47,0 69,7 55,5 20,5 113,5 38,9 16,1

1910 1,3 667,2 – 137,7 104,2 68,3 19,1 172,0 39,2 18,3

1925 0,9 128,9 16,1 47,2 24,2 42,4 7,3 91,8 14,7 –

Bundesrepublik

1951 0,5 46,7 17,6 14,6 22,5 12,3 9,9 82,8 6,5 –

1961 0,7 57,3 – – 196,7 – 20,1 65,4 – 9,1

1970 3,0 143,1 18,2 6,6 573,6 26,7 47,1 120,5 26,2 34,3

1980 4,5 172,6 20,1 5,9 617,9 29,4 59,6 128,8 35,7 81,1

Deutschland

1991 5,9 186,9 56,4 – 560,1 33,0 88,9 140,3 47,8 103,2

2000 7,3 187,8 54,4 115,9 619,1 38,0 110,2 140,3 63,3 115,4

2010 6,8 175,2 68,9 191,3 517,5 37,2 108,7 171,3 54,9 96,1

2018 10,9 187,4 212,4 254,3 643,5 40,2 140,9 200,6 66,2 106,2
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Die Bevölkerung auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland umfasste in 
den 1950er Jahren mit 400 000 bis 500 000 
relativ wenige ausländische Staatsangehö-
rige; zu einem guten Teil handelte es sich 
um Menschen, die im Umfeld des Zweiten 
Weltkriegs als Zwangsarbeitskrä"e, Kriegs-
gefangene oder Schutzsuchende nach 
Deutschland gekommen waren und als 

„Displaced Persons“ bzw. „Heimatlose Aus-
länder“ zumindest zeitweilig blieben. Erst 
mit der Vollbeschäftigung der späten 
1950er Jahre im Kontext des „Wirtscha"s-
wunders“ mit seinen sehr hohen Wachs-
tumsraten sowie dem rapiden Rückgang 
der Zuwanderung aus der DDR durch den 
Bau der Berliner Mauer 1961 (siehe unten) 
wuchs die Beschä"igung ausländischer Ar-
beitskrä"e („Gastarbeiter“) in den 1960er 
und frühen 1970er Jahren stark an. Vor 
diesem Hintergrund erreichte die Zahl der 

ausländischen Staatsangehörigen 1974 mit 
4,1 Millionen einen vorläufigen Höhe-
punkt. Das Ende der Anwerbung ausländi-
scher Arbeitskräfte durch den „Anwer-
bestopp“ von 1973 führte nicht zu einem 
nennenswerten Rückgang der Zahl der An-
gehörigen anderer Staaten. Sie stieg viel-
mehr seit den 1980er Jahren wieder mode-
rat an, insbesondere aufgrund der weiterhin 
bestehenden Möglichkeit des Familien-
nachzugs von in Deutschland lebenden 
ausländischen Staatsangehörigen sowie 
aufgrund des Bedeutungsgewinns der 
Asylzuwanderung (siehe unten). Ein erneu-
ter stärkerer Anstieg setzte mit dem Zu-
sammenbruch der politischen Systeme in 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa sowie 
der Öffnung des „Eisernen Vorhangs“ 
1989 / 90 ein. Seit den späten 1990er Jahren 
bewegt sich die Zahl der ausländischen 
Staatsangehörigen auf einem stabilen Ni-

veau mit einer Tendenz zum Rückgang, der 
auch durch die erleichterten Möglichkeiten 
des Zugangs zur deutschen Staatsangehö-
rigkeit aufgrund der Reform des Staatsan-
gehörigkeitsrechts im Jahr 2000 erklärt 
werden kann.11 Erst die im Vergleich zu an-
deren europäischen Staaten sehr günstige 
Situation von Ökonomie und Arbeitsmarkt 
in den 2010er Jahren sowie die hohe Zahl 
von Schutzsuchenden Mitte des Jahrzehnts 
(siehe unten) führten zu einem erneuten 
Ansteigen der Zahl ausländischer Staatsan-
gehöriger in der Bundesrepublik. u Abb 3

Im Blick auf die Zusammensetzung der 
aus anderen Staaten zugewanderten Bevöl-
kerung lassen sich grundlegende Verände-
rungen über die Zeit ausmachen: Während 
im Deutschen Kaiserreich unter den Her-
kun"sländern Österreich-Ungarn, das rus-
sische Zarenreich, die Niederlande und Ita-
lien dominierten, stammte ein überwie-

darunter aus:

USA Griechenland Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0132 x0133 x0134 x0135 x0136 x0137 x0138 x0139 x0140
Deutsches Reich

1871 10,7 – – – – – – – –

1880 9,0 – – – – – – – –

1890 14,1 – – – – – – – –

1900 17,4 – – – – – – – –

1910 17,6 – – – – – – – –

1925 7,0 2,2 – 14,1 259,8 0,2 6,5 1,4 2,5

Bundesrepublik

1951 3,6 3,0 22,5 22,7 102,8 0,1 9,0 1,5 1,2

1961 – 42,1 196,7 16,4 – 0,8 – 44,2 6,7

1970 56,4 342,9 573,6 514,5 – 54,4 – 245,5 469,2

1980 77,4 297,5 617,9 631,8 – 112,3 – 180,0 1 462,4

Deutschland

1991 99,7 336,9 560,1 775,1 271,2 93,0 – 135,2 1 779,6

2000 113,6 365,4 619,1 662,5 301,4 133,7 90,1 129,5 1 998,5

2010 97,7 276,7 517,5 – 419,4 113,2 126,5 105,4 1 629,5

2018 119,6 363,2 – – 860,1 138,9 696,3 176,0 1 476,4
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Abb 3: Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951-2011 – in 1000
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Abb 3: Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951-2011 – in 1000

dominierte nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des expandierenden Systems der 
EU-Freizügigkeit jedoch weiterhin.

Innerdeutsche Wanderungs-
bewegungen
Das Ende des Zweiten Weltkriegs führte 
in Europa zu einer enormen Zunahme 
von Migrationsbewegungen. Neben die 
Rückwanderung von während des Krieges 
zur Migration genötigten Flüchtlingen, 
Evakuierten, Vertriebenen, Deportierten 
oder Kriegsgefangenen traten Ausweisun-
gen, Umsiedlungen, Vertreibungen oder 
Fluchtbewegungen insbesondere von Min-

gender Teil der ausländischen Staatsange-
hörigen ab den 1960er Jahren aus jenen 
Ländern, die mit der Bundesrepublik An-
werbeabkommen geschlossen hatten, also 
insbesondere aus der Türkei, Italien, Spa-
nien und Griechenland. Vor allem ab den 
späten 1980er Jahren kam es zu einer zu-
nehmenden Diversifizierung der Her-
kun"sländer ausländischer Staatsangehö-
riger. Sie resultierte nicht nur aus der be-
reits erwähnten Öffnung des „Eisernen 
Vorhangs“, sondern auch aus einer anwach-
senden (Asyl- und Bildungs-)Zuwande-
rung aus vielen Teilen der Welt, die die eu-
ropäische Zuwanderung ergänzte. Letztere 

derheiten aufgrund der Bestrebungen der 
Siegerstaaten, die Bevölkerung ihres (zum 
Teil neu gewonnenen) Territoriums zu ho-
mogenisieren. Das betraf auch ca. 14 Mil-
lionen Deutsche, die in der Endphase des 
Krieges oder in den ersten Nachkriegsjah-
ren Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
verließen bzw. verlassen mussten. Für die 
Entwicklung der deutschen Wanderungs-
verhältnisse nach dem Zweiten Weltkrieg 
von hohem Gewicht wurden zudem die 
Bewegungen zwischen der Sowjetischen 
Besatzungszone bzw. der DDR und den 
Westzonen bzw. der Bundesrepublik zwi-
schen 1945 und 1989 / 90. u Tab 3, Abb 4

u Abb 3 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951 – 2018 — in 1 000
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u Abb 4 Innerdeutsche Wanderungsbewegungen — in 1 000

u Tab 3 Innerdeutsche Wanderungsbewegungen 

*  „Wegzüge“ verweist auf die Zahl der Verlegungen des Hauptwohnsitzes aus der DDR in die Bundesrepublik. Sie entstammt der Statistik der polizeilichen Meldeämter.  
„Flüchtlinge“ verweist auf die Zahl der in der DDR registrierten Personen, die das Land ohne Genehmigung von DDR-Behörden verlassen haben.

* Zu den Kategorien „Wegzüge“ und „Flüchtlinge“ siehe den Hinweis in Tabelle 3.

Bundesrepublik DDR*

Zuwanderung aus  
der SBZ / DDR

Abwanderung  
in die DDR

Antragstellende  
Notaufnahme Wegzüge Flüchtlinge

1 000

x0141 x0142 x0143 x0144 x0145
1949 – – 59,2 – 129,2

1952 232,1 30,9 182,4 187,2 182,4

1955 381,8 48,7 252,9 315,8 252,9

1958 226,3 38,7 204,1 216,4 204,1

1961 233,5 23,1 207,0 216,7 51,6

1964 39,3 4,9 41,9 38,5 11,9

1967 20,7 3,6 – 20,0 6,4

1970 20,7 2,1 – 26,6 5,0

1973 17,3 1,9 – 29,7 6,5

1976 17,1 1,3 – 36,8 5,1

1979 15,4 1,4 – 41,8 3,5

1982 15,5 1,5 – 36,4 4,1

1985 28,4 2,0 – 56,9 6,2

1988 43,3 2,5 39,9 77,6 –
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Ö$nung der Mauer 1989 auf über 340 000 
Antragsstellerinnen und Antragsteller im 
Notaufnahmeverfahren zu steigen. Vom 
Bau der Mauer bis Ende 1988 fanden ins-
gesamt über 600 000 Menschen ihren Weg 
von Deutschland-Ost nach Deutsch-
land-West, wobei der weitaus überwiegen-
de Teil auf der Basis von Ausreisegeneh-
migungen die Grenze überschreiten 
konnte, die vor allem Rentnerinnen und 
Rentnern sowie anderen Nichterwerbstä-
tigen bewilligt wurden. Die Zahl der Er-
werbstätigen, die die DDR verlassen durf-
ten, sowie derjenigen, die die Grenze auf 
irregulären Wegen überwanden, blieb 
demgegenüber deutlich niedriger.

Aussiedlerinnen und Aussiedler
Die Bezeichnung „Aussiedler“ stammt 
aus den frühen 1950er Jahren. Nach dem 
Ende der Vertreibungen von Deutschen 
aus Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
lebten dort nach den Angaben deutscher 
Stellen 1950 noch rund 4 Millionen „deut-
sche Volkszugehörige“ ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit. Ihnen sicherte das 
bundesdeutsche Grundgesetz in Artikel 
116 Absatz 1 die Aufnahme als deutsche 
Staatsangehörige zu, wenn sie ein „Ver-
treibungsschicksal“ nachweisen konnten 
oder von deutscher Seite ein „Vertrei-
bungsdruck“ ausgemacht worden war. 
Den Rahmen und die Bedingungen für 
ihre Aufnahme regelte ab 1953 das „Ge-
setz über die Angelegenheiten der Ver-
triebenen und Flüchtlinge“ (kurz Bundes-
vertriebenengesetz, BVFG). Insgesamt 
wanderten in den sieben Jahrzehnten von 
1950 bis 2020 rund 4,5 Millionen (Spät-)
Aussiedlerinnen und (Spät )Aussiedler in 
die Bundesrepublik.13 u Tab 4, Abb 5

Von 1950 bis 1975 passierten insge-
samt rund 800 000, von 1976 bis 1987 
weitere etwa 616 000 Aussiedlerinnen 
und Aussiedler die westdeutschen Grenz-
durchgangslager. Ihre Zahl schwankte in 
diesem Zeitraum zwischen 20 000 und 
60 000 pro Jahr. Verständigungsbemü-
hungen im Kontext der bundesdeutschen 

„Neuen Ostpolitik“ und die „Entspan-
nung“ im Kalten Krieg führten dazu, 
dass ab Anfang / Mitte der 1970er Jahre 

Zwar wurde die innerdeutsche Grenze 
vonseiten der DDR bereits 1952 / 53 weit-
reichend befestigt und damit die Bewe-
gung zwischen Ost- und Westdeutsch-
land und umgekehrt erheblich behindert. 
Die besondere Stellung Berlins aber ließ 
Grenzsicherungsmaßnahmen zwischen 
den alliierten Sektoren der ehemaligen 
Reichshauptstadt lange nicht zu, sodass 
DDR und UdSSR hier die Abwanderung 
kaum kontrollieren und blockieren konn-
ten: Wahrscheinlich wanderten von der 
Gründung der beiden deutschen Staaten 
1949 bis zum Bau der Mauer 1961 über 3 
Millionen Menschen aus der DDR in die 
Bundesrepublik – aber auch mehr als 
500 000 in die umgekehrte Richtung.12 
Während die Zahl der Deutschen, die in 
den 1950er Jahren aus der Bundesrepub-
lik in die DDR zogen, keinen großen 
Schwankungen unterlag und jährlich 
rund 50 000 erreichte, erwies sich die 
Schwankungsbreite der Ost-West-Bewe-
gungen als wesentlich höher: Nach den 
Angaben des Notaufnahmeverfahrens 
pendelten die Zahlen in den 1950er Jah-
ren jährlich zwischen ca. 150 000 und 
330 000. Höhepunkte bildeten die Jahre 
1953 und 1956 / 57. Nach einem Minimum 
1959 stiegen die Zahlen bis zum Mauer-
bau wieder deutlich an, nicht zuletzt we-
gen der erneut verschär"en Kollektivie-
rungspolitik in der DDR.

Der Bau der Mauer reduzierte die Be-
wegungen zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik erheblich: Wanderungen 
aus der Bundesrepublik in die DDR über-
schritten von den 1960er bis zu den 
1980er Jahren nicht die Zahl von 5 000 
Menschen pro Jahr und schwankten meist 
um 2 000 bis 3 000 jährlich. Die Abwande-
rung aus der DDR lag in den späten 
1960er, den 1970er und frühen 1980er 
Jahren pro Jahr bei ca. 13 000 bis 20 000 
Personen. Sie stieg erst in der Endphase 
der DDR wieder deutlich an, erreichte 
1984 (nach dem bundesdeutschen Milliar-
denkredit an die DDR und einer Bewilli-
gung von 32 000 Ausreiseanträgen mit 
dem Ziel, die innenpolitische Situation zu 
beruhigen) einen Spitzenwert von über 
40 000 Personen, um dann im Jahr der 

3 000 000
Menschen wanderten 
schätzungsweise 
zwischen 1949 bis 
1961 aus der DDR in 
die Bundesrepublik.

500 000  
in die umgekehrte 
Richtung.
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u Tab 4 Aussiedlerinnen und Aussiedler

insgesamt

davon: 

(Ex-)UdSSR Polen (Ex-)ČSSR Ungarn Rumänien (Ex-)Jugoslawien Sonstige

1 000

x0146 x0147 x0148 x0149 x0150 x0151 x0152 x0153
1950 47,5 – 31,8 13,3 – – 0,2 2,2

1954 15,4 – 0,7 0,1 – – 9,5 5,1

1958 132,2 4,1 117,6 0,7 1,2 1,4 4,7 2,6

1962 16,4 0,9 9,7 1,2 0,3 1,7 2,0 0,7

1966 28,2 1,2 17,3 5,9 0,6 0,6 2,1 0,4

1970 19,4 0,3 5,6 4,7 0,5 6,5 1,4 0,4

1974 24,5 6,5 7,8 0,4 0,4 8,5 0,6 0,2

1978 58,1 8,5 36,1 0,9 0,3 12,1 0,2 0,1

1982 48,2 2,1 30,4 1,8 0,6 13,0 0,2 0,2

1986 42,8 0,8 27,2 0,9 0,6 13,1 0,2 0,1

1990 397,1 148,0 133,9 1,7 1,3 111,2 1,0 0,1

1994 222,6 213,2 2,4 0,1 – 6,6 0,2 –

1998 103,1 101,6 0,5 – – 1,0 – –

2002 91,4 90,6 0,6 – – 0,3 – –

2006 7,7 7,6 0,1 – – – – –

2010 2,4 2,3 – – – – – –

2014 5,6 5,6 – – – – – –

2018 7,1 7,1 – – – – – –

u Abb 5 Zuzug von Aussiedlerinnen und Aussiedlern nach Herkunftsländern — in Prozent
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Migration von Asyl- und  
Schutzsuchenden

„Flüchtlinge“ sind laut der international 
maßgeblichen, 1951 verabschiedeten Gen-
fer Flüchtlingskonvention jene Migran-
tinnen und Migranten, die über Staats-
grenzen ausweichen, weil ihr Leben, ihre 
körperliche Unversehrtheit, Freiheit und 
Rechte direkt oder sicher erwartbar be-
droht sind. Die Bundesrepublik, die zu 
den frühen Unterzeichnern der Konventi-
on gehört, verp0ichtete sich zusammen 
mit inzwischen fast 150 Staaten weltweit, 
Menschen dann mit dem Status des 

„Flüchtlings“ auszustatten, wenn diese 
eine individuelle Verfolgung wegen „ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politischen Überzeu-
gung“ nachweisen können. 1948 schrieb 
die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte der Vereinten Nationen erstmals 
ein individuelles Asylrecht fest. Artikel 14 
Absatz 1 lautet: „Jeder Mensch hat das 
Recht, in anderen Ländern vor Verfolgun-
gen Asyl zu suchen und zu genießen.“ Nur 
selten allerdings wurde diese Formel in 
nationales Recht überführt. Eine Ausnah-
me bildete die Bundesrepublik Deutsch-
land,14 die mit der Formulierung „Poli-
tisch Verfolgte genießen Asylrecht“ im 
1948 / 49 gescha$enen Artikel 16 Absatz 2 
Satz 2 des Grundgesetzes ein im internati-
onalen Vergleich weitreichendes Grund-
recht auf dauerha"en Schutz bot: Darauf 
habe jede und jeder politisch Verfolgte, 
die oder der in die Bundesrepublik kom-
me, ohne Einschränkungen einen verfas-
sungsrechtlich einklagbaren Anspruch.15

Die Flucht vor militärischer Gewalt im 
Kontext von Kriegen und Bürgerkriegen, 
und damit ein Großteil der räumlichen Be-
wegungen, die alltagssprachlich unter den 
Begri$ „Flucht“ verstanden werden, führt 
nicht zur Anerkennung als „Flüchtling“ 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention. 
Allerdings wird inzwischen in manchen 
Staaten bzw. Staatenbünden solchen 

„Kriegs- und Bürgerkriegs0üchtlingen“ (vo-
rübergehender) Schutz gewährt. So wurde 
beispielsweise in der Europäischen Union 
2003 bis 2005 im Rahmen der Aufnahme-

eine Phase steter Aussiedlerzuwanderung 
auf relativ hohem Niveau einsetzte. 
Wichtigstes Herkun"sland bildete dabei 
in den 1970er und frühen 1980er Jahren 
Polen, mit dem sich die Bundesrepublik 
1975 auf die Ausreise von rund 125 000 
Menschen geeinigt hatte (als Gegenleis-
tung wurde von bundesdeutscher Seite 
ein Kredit über 2,3 Milliarden D-Mark 
gewährt). Ab Ende der 1970er Jahre 
wuchs zudem die Zahl der Aussiedlerin-
nen und Aussiedler aus Rumänien; auch 
in diesem Fall bildeten #nanzielle Leis-
tungen der Bundesrepublik die Voraus-
setzung. Zwischen 1950 und 1987 kamen 
aus Polen als Hauptherkun"sland 62 Pro-
zent aller Aussiedlerinnen und Aussied-
ler (848 000), nur 8 Prozent (110 000) hin-
gegen aus der Sowjetunion mit ihrer lan-
ge sehr restriktiven Ausreisepolitik. An 
zweiter Stelle nach Polen und mit deutli-
chem Vorsprung vor der UdSSR folgte 
Rumänien mit 15 Prozent der Aussiedle-
rinnen und Aussiedler (206 000).

Die Zahl der mit einem Aussiedler-
status zuwandernden Menschen wuchs er-
heblich mit der Krise der politischen Syste-
me in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
und der Ö$nung des „Eisernen Vorhangs“: 
Von 1987 an wuchs der Anteil der Aussied-
lerinnen und Aussiedler aus der UdSSR er-
heblich. Die jährliche Zuwanderung über-
schritt 1988 knapp die Marke von 200 000 
und erreichte 1990 die Höhe von fast 
400 000. Sie ging dann 1991, trotz hoher 
Antragszahlen, deutlich zurück auf etwas 
mehr als 200 000 und blieb bis 1995 auf 
diesem Niveau, um seither stark abzu-
sinken. Hintergrund des erheblichen 
Rückgangs seit 1990 bildeten gesetzliche 
Maßnahmen der Bundesrepublik, die die 
Möglichkeiten der Inanspruchnahme des 
Status als „Spätaussiedler“, wie es nun hieß, 
erheblich beschränkten, aber auch die Tat-
sache, dass sich immer weniger Menschen 
in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa auf 
eine „deutsche Volkszugehörigkeit“ und 
einen „Vertreibungsdruck“ berufen konn-
ten. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts hat 
diese Migrationsbewegung mit jährlich 
wenigen tausend Zuwandernden kein sig-
ni#kantes Ausmaß mehr.

62
Prozent aller Aussied-
lerinnen und Aus-
siedler, die zwischen 
1950 und 1987  
nach Deutschland 
ge kommen sind, 
 stammten aus Polen.

Nach 1987 stammte 
die Mehrzahl der 
Aussiedler aus der 
Sowjetunion und 
 deren Nachfolge-
staaten.
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richtlinie, der Quali#kationsrichtlinie und 
der Richtlinie für Asylverfahren die Vor-
aussetzung für die Gewährung des soge-
nannten subsidiären Schutzes gescha$en. 
Er soll vergeben werden, wenn Schutzsu-
chenden bei einer Rückkehr ins Herkun"s-
land Todesstrafe, Folter sowie unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung bzw. 
Bestrafung drohen. Darüber hinaus fallen 
unter diese Regelung Zivilistinnen und Zi-
vilisten, die durch die allfällige Gewalt im 
Kontext eines Krieges oder Bürgerkrieges 
gefährdet sind.

Die Aufnahme von Schutzsuchenden 
hat für die Migrationssituation der Bun-
desrepublik insbesondere ab den späten 
1970er Jahren an Gewicht gewonnen und 
trug vor allem in den späten 1980er und 
frühen 1990er Jahren erheblich zum An-
stieg der Zahl der ausländischen Staatsan-
gehörigen bei. Die Angaben über die Zahl 
der Asylsuchenden in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1950 beruhen auf der 
amtlichen Statistik und beziehen sich auf 
jene Menschen, die entsprechend den Re-
gelungen des Artikels 16 Absatz 2 Satz 2 

u Abb 6 Asylanträge in der Bundesrepublik Deutschland — in 1000

des Grundgesetzes sowie der Genfer 
Flüchtlingskonvention um einen Schutz-
status nachsuchten. Andere Kategorien 
von Schutzsuchenden, insbesondere „Kon-
tingent0üchtlinge“, die aufgrund von hu-
manitären Hilfsaktionen aufgenommen 
wurden und keinen Asylantrag stellen 
mussten, sind hier in der Regel nicht er-
fasst. Zu berücksichtigen gilt, dass grund-
sätzlich mal ein geringerer, mal ein größe-
rer Teil der Asylgesuche bewilligt wurde, 
diese also keineswegs mehrheitlich oder 
gar durchgängig in längerfristige oder dau-
erha"e Aufenthalte in der Bundesrepublik 
mündeten.

In den knapp 20 Jahren von der Grün-
dung der Bundesrepublik bis 1968 bean-
tragten nur knapp über 70 000 Menschen 
Asyl. In den ersten 30 Jahren der Existenz 
der Bundesrepublik schwankten die jährli-
chen Asylsuchendenzahlen zwischen ei-
nem Minimum von rund 2 000 im Jahr 
1953 und einem Maximum von mehr als 
51 000 im Jahr 1979. Bis in die 1960er Jahre 
kamen die Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber überwiegend aus Ostmittel-, Ost- 

und Südosteuropa, der Anteil von Asylsu-
chenden aus dem „Ostblock“ schwankte 
jährlich zwischen 72 und 94 Prozent. Ab 
dem letzten Drittel der 1970er Jahre stieg 
die Zahl der Schutzsuchenden in West-
deutschland erheblich an: Der Höchst-
stand wurde 1980 mit Anträgen von 
107 818 Personen erreicht. Zugleich stieg 
der Anteil von Antragstellenden von au-
ßerhalb Europas.16 u Abb 6

Nach einem kurzfristigen Rückgang 
wuchs der Umfang der Asylzuwanderung 
ab Mitte der 1980er Jahre erneut an, vor al-
lem vor dem Hintergrund der politischen 
und wirtscha"lichen Krise in Ostmittel-, 
Ost- und Südosteuropa, der Ö$nung des 

„Eisernen Vorhangs“ und dem Bürgerkrieg 
in (Ex-)Jugoslawien in den 1990er Jahren. 
Die Zahl der Asylbewerberinnen und -be-
werber überstieg 1988 erneut 100 000, er-
reichte 1990 rund 190 000 und 1992 
schließlich den Höchststand von fast 
440 000. Zugleich änderte sich die Zusam-
mensetzung der Gruppe der Schutzsuchen-
den grundlegend: 1986 waren noch rund 
75 Prozent aus dem globalen Süden gekom-
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land. In ihnen wurden 2015 mehr als die 
Häl"e aller Asylanträge in der EU von Sy-
rerinnen und Syrern gezählt. Berücksich-
tigt werden muss beim Blick auf die deut-
schen Angaben zu 2015 und 2016, dass 
das zuständige Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) nicht die Zahl 
und den Zeitpunkt der Einreise doku-
mentiert, sondern den Zeitpunkt der 
Asylantragstellung: Die hohe Zahl von 
rund 720 000 Anträgen 2016 spiegelt zu 
einem wesentlichen Teil Einreisen von 
2015 wider. Sie bilden also nicht die 
Migrationsverhältnisse des Jahres 2016 ab, 
sondern die Folgen der Infrastrukturkrise 
des Vorjahres, in dem sich wegen hoher 
Zuzugszahlen und eines verzögerten Auf-
baus der Ankun"sinfrastruktur nicht nur 
die Asylantragstellung, sondern auch die 
Bearbeitung der Einreisen durch die Bun-
despolizei stark verzögerte. Hinzu traten 
in der Folge erhebliche, ebenfalls nur ver-
zögert bewältigte Herausforderungen bei 
der (provisorischen) Unterbringung und 
Versorgung der Schutzsuchenden in den 
Bundesländern und Kommunen, die sich 
nur durch den weitreichenden Einsatz 
von ehrenamtlichen Helferinnen und Hel-
fern bewältigen ließen.18

Den Angaben des Flüchtlingshoch-
kommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR) zufolge bildete Deutschland 
schließlich im Jahr 2018 hinter der Tür-
kei, Pakistan, Uganda und dem Sudan 
das fün"wichtigste Aufnahmeland von 

„Flüchtlingen“ weltweit. Warum aber 
wurde die Bundesrepublik Mitte der 
2010er Jahre ein Hauptziel der Bewegung 
insbesondere syrischer Schutzsuchender? 
Sechs Elemente eines komplexen Zusam-
menhangs seien hier skizziert. Die Rei-
henfolge der Argumente repräsentiert 
keine Hierarchie, alle genannten Fakto-
ren stehen in einem unmittelbaren Wech-
selverhältnis zueinander:

1. Finanzielle Mittel: Wichtige Her-
kun"sländer von Asylsuchenden in der 
EU lagen in relativer geogra#scher Nähe 
(Syrien, Südosteuropa). Die Kosten für 
das Unternehmen Flucht von dort hielten 
sich mithin in Grenzen – zumindest im 
Vergleich zu Bewegungen aus anderen 

men. 1993 stammten dann wieder 72 Pro-
zent aus Europa. Je häu#ger ab den späten 
1970er Jahren das bundesdeutsche Asyl- 
und Flüchtlingsrecht in Anspruch genom-
men wurde, desto stärker wurde es auch 
mithilfe gesetzlicher Maßnahmen und 
Verordnungen eingeschränkt. Solche recht-
lichen Regelungen und insbesondere die 
Beschränkung des Zugangs zum Asyl 
durch die Änderung des Asylgrundrechts 
1993 trugen zum starken Rückgang der 
Asylzuwanderung von Mitte der 1990er 
Jahre bis Mitte der 2010er Jahre bei.17 

Ein wesentlicher Faktor für den erneu-
ten Anstieg der Zahl der Asylsuchenden in 
Deutschland bildete der (Bürger-)Krieg in 
Syrien ab 2011. Anders als die Nachbarlän-
der Türkei, Libanon und Jordanien entwi-
ckelte sich die Europäische Union relativ 
spät zum Ziel syrischer Schutzsuchender. 
Ein Großteil kam erst aufgrund der 
schwierigen Ankun"s- und Aufnahmesi-
tuation in den Nachbarländern nach Euro-
pa, das in wesentlich höherem Maße einen 
geregelten Schutzstatus und gesellscha"li-
che Teilhabechancen versprach. Ab dem 
Beginn der Proteste gegen die Regierung 
Assad im März 2011 bis Oktober 2015 er-
reichten Daten des UNHCR zufolge etwa 
470 000 Syrerinnen und Syrer ein Mit-
gliedsland der EU oder Norwegen bzw. die 
Schweiz. Das waren knapp 10 Prozent der 
syrischen Schutzsuchenden überhaupt. 
Dabei blieb allerdings die Zahl der Asylan-
träge bis 2014 auf einem relativ niedrigen 
Niveau und wuchs erst mit dem Jahr 2015 
erheblich an – Letzteres aufgrund des star-
ken Anstiegs der Zahl syrischer Ge0üchte-
ter insbesondere in der Türkei und im Li-
banon im vorangegangenen Jahr, der da-
durch bedingten Verschlechterung der 
Situation in diesen Ankun"sstaaten und 
der dort verfügten Blockade für neue 
Grenzübertritte. Diese veränderte Lage in 
den Nachbarstaaten ließ nicht nur die 
Zahl der „Binnen0üchtlinge“ in Syrien er-
heblich ansteigen, sondern führte auch 
zum Entstehen neuer Fluchtrouten, bei-
spielsweise über Nordafrika.

Der Anstieg der Ankün"e syrischer 
Schutzsuchender in Europa betraf vor al-
lem zwei Länder: Schweden und Deutsch-

Der Anstieg der  
Ankünfte syrischer 
Schutzsuchender  
in Europa betraf vor 
allem zwei Länder: 
Schweden und 
Deutschland. In ihnen 
wurden 2015 mehr  
als die Hälfte aller 
Asylanträge in der EU 
von Syrerinnen und 
Syrern gezählt.
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globalen Kon0iktherden, etwa in West- 
oder Ostafrika, Südasien oder Lateiname-
rika, die in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten seltener Europa erreichten. 
Hinzu kam, dass mit der Türkei auch das 
wichtigste Erstziel des Großteils syrischer 
Schutzsuchender unmittelbar an EU- 
Länder grenzt – und zugleich vor dem 
Hintergrund der mehr als drei Millionen 
Schutzsuchenden im Land, eines prekä-
ren Aufenthaltsstatus und beschränkter 
Möglichkeiten des Zugangs zu Bildung 
und zum regulären Arbeitsmarkt nur ge-
ringe Zukunftsperspektiven zu bieten 
schien.

2. Netzwerke: Migration findet vor-
nehmlich in Netzwerken statt, die durch 
Verwandtscha" und Bekanntscha" konsti-
tuiert sind. Deutschland war Mitte der 
2010er Jahre auch deshalb zum wichtigs-
ten europäischen Ziel von Asylsuchenden 
geworden, weil es hier seit Längerem recht 
umfangreiche Herkunftskollektive gab, 
die für Menschen, die vor Krieg, Bürger-
krieg und Maßnahmen autoritärer Syste-
me auswichen, eine zentrale Anlaufstation 
bildeten. Das galt nicht nur für Menschen 
aus Syrien und Südosteuropa, sondern 
auch für solche aus dem Irak, Afghanistan 
und Eritrea.

3. Aufnahmeperspektiven: Staaten ent-
scheiden mit weiten Ermessensspielräumen 
über die Aufnahme von Migrantinnen und 
Migranten und den Status jener, die als 

„Flüchtlinge“ anerkannt werden möchten. 
Die Bereitscha", Schutz zu gewähren, bil-

det immer ein Ergebnis vielschichtiger 
Prozesse des Aushandelns durch Individu-
en, Kollektive und (staatliche) Institutio-
nen, deren Beziehungen, Interessen und 
Kategorisierungspraktiken sich stets wan-
deln. Mit der permanenten Veränderung 
der politischen, administrativen, publizis-
tischen, wissenschaftlichen und öffent-
lichen Wahrnehmung von Migration ver-
bindet sich ein Wandel im Blick auf die 
Frage, wer unter welchen Umständen als 
schutzberechtigt verstanden und wem in 
welchem Ausmaß und mit welcher Dauer 
Schutz oder Asyl zugebilligt wird. In den 
frühen 2010er Jahren und bis weit in das 
Jahr 2015 hinein ließ sich eine relativ gro-
ße Aufnahmebereitscha" in der Bundes-
republik Deutschland beobachten. Ver-
antwortlich dafür war eine auch vor dem 
Hintergrund der günstigen Situation von 
Wirtscha" und Arbeitsmarkt positive Zu-
kunftserwartung in Politik, Wirtschaft 
und Gesellscha". Die seit Jahren laufende 
breite Diskussion um Fachkrä"emangel 
und demogra#sche Veränderungen führte 
ebenso zu einer Ö$nung wie die Akzep-
tanz menschenrechtlicher Standards und 
die Anerkennung des Erfordernisses des 
Schutzes vornehmlich von Menschen aus 
Syrien.

4. Au!ebung von Migrationsbarrie-
ren: Seit den 1990er Jahren hatte die EU 
ein System zur Abwehr von Fluchtbewe-
gungen aufgebaut. Eine vielgestaltige euro-
päische migrationspolitische Zusammen-
arbeit mit Staaten wie Libyen, Ägypten, 

Den Angaben des Flüchtlingshochkommissars 
der Vereinten Nationen (UNHCR) zufolge  
bildete Deutschland schließlich im Jahr 2018 
 hinter der Türkei, Pakistan, Uganda und dem 
 Sudan das fünftwichtigste Aufnahmeland von 

„Flüchtlingen“ weltweit.
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Tunesien, Marokko, Albanien oder der 
Ukraine verhinderte seither weitgehend, 
dass potenzielle Asylsuchende die Gren-
zen der EU erreichen konnten. Diese 
EU-Vorfeldsicherung ist aufgrund der 
Destabilisierung diverser Staaten am Rand 
der EU (unter anderem im Kontext des 

„Arabischen Frühlings“, aber auch des Uk-
raine-Konf likts) zusammengebrochen. 
Die Folgen der weltweiten Finanz- und 
Wirtscha"skrise ab 2008 haben die gesell-
schaftlichen Konf likte in zahlreichen 
EU-Anrainerstaaten verschär", die staatli-
chen Handlungsmöglichkeiten beschnit-
ten sowie die Bereitscha" und die Reich-
weite einer Zusammenarbeit mit der EU 
minimiert.

5. Au0ösung des Dublin-Systems: Das 
seit den frühen 1990er Jahren entwickelte 
sogenannte Dublin-System hatte zu einer 
relativen Abschließung der EU-Kernstaa-
ten und insbesondere Deutschlands gegen 
weltweite Fluchtbewegungen geführt, in-
dem es die Verantwortung für die Durch-
führung eines Asylverfahrens jenen euro-
päischen Staaten überließ, in die Antrag-
stellende zuerst eingereist waren. Das 

konnten nur Staaten an der EU-Außen-
grenze sein. Dieses System funktionierte 
insbesondere deshalb, weil die Zahl der 
Schutzsuchenden, die europäische Gren-
zen erreichten, seit Mitte der 1990er Jahre 
relativ niedrig lag. Aufgrund der Finanz- 
und Wirtscha"skrise und im Kontext des 
Anstiegs der Zahl der Asylsuchenden aber 
waren diverse europäische Grenzstaaten, 
vornehmlich Griechenland und Italien, 
immer weniger bereit und in der Lage, die 
ungleich verteilten Verantwortlichkeiten 
des „Dublin-Systems“ zu tragen.

6. Die Bundesrepublik als „Ersatz- 
Zu0uchtsland“: Die weltweite Finanz- und 
Wirtscha"skrise führte innerhalb der EU 
dazu, dass die Bereitscha" traditionsreicher 
und gewichtiger Asylländer wie Frankreich 
oder Großbritannien, Schutz zu gewähren, 
erheblich sank. In diesem Kontext wurde 
die Bundesrepublik 2015 gewissermaßen 
ein „Ersatz-Zu0uchtsland“ und damit zu 
einem neuen Ziel im globalen Fluchtge-
schehen – neu insofern, als es bis dahin 
Bewegungen von Schutzsuchenden von 
außerhalb Europas in die Bundesrepublik 
nicht in erheblichem Maße gegeben hatte.

2015
wurde die Bundesrepublik  
zu einem neuen Ziel im  
globalen Fluchtgeschehen.
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Datengrundlage

Daten zu den verschiedenen Migrationsformen und Migrationsbewegungen 
wurden und werden in großem Umfang erhoben. Lange Reihen finden sich 
allerdings nur für die wenigsten Zusammenhänge. Die für den vorliegenden Bei-
trag zusammengeführten Datenreihen beziehen sich auf grenzüberschreitende 
Bewegungen und dokumentieren sowohl Zuwanderungen als auch Abwande-
rungen. Wegen des schwierigen Datenzugangs für das 19. und frühe 20. Jahr-
hundert liegt ein Schwergewicht auf der Phase seit dem Zweiten Weltkrieg.

Die Dokumentation des Wandels der grenzüberschreitenden Abwanderun-
gen aus Deutschland erfolgt auf der Basis unterschiedlicher Angaben:  
Für den Zeitraum von 1834 bis 1870 sind die im Jahr 1930 von Friedrich 
Burgdörfer, damals Leiter der Abteilung für Bevölkerungsstatistik im Sta-
tistischen Reichsamt, zusammengeführten Daten herangezogen worden. 
Sie beruhen auf dem Abgleichen der US-amerikanischen Einwanderungs-
statistik mit den Angaben über die deutsche Transatlantik-Migration über 
Hamburg und Bremen. Für den Zeitraum von 1871 bis 1939 wurde die amt-
liche Auswanderungsstatistik des Reiches herangezogen. Sie umfasste 
Zählungen in den deutschen Überseehäfen, zum Teil ergänzt um Berichte, 
die aus wichtigen Häfen anderer europäischer Länder (Niederlande, Frank-
reich, Italien, Großbritannien) über die Überseemigration von Deutschen  
erstellt wurden, diese allerdings keineswegs vollständig erfassten. Die Daten 
für den Zeitraum 1834 bis 1939 bieten mithin keine Informationen über die 
Abwanderung aus Deutschland insgesamt, vernachlässigen vielmehr die 
innereuropäische Bewegung von Deutschen ganz und erfassen ausschließ-
lich – mit gewissen Lücken – Angaben über die transatlantische Migration. 
Die in der Folge zusammengestellten Daten für den Zeitraum ab 1946 haben 
einen deutlich anderen Charakter: Sie dokumentieren alle über die Melde-
statistik amtlich erfassten Fortzüge von Deutschen und von in Deutschland 

ansässigen ausländischen Staatsangehörigen über die (west- bzw. bun-
des-)deutschen Grenzen, fassen den Gegenstand Abwanderung also wesen-
tlich weiter als die Angaben für das 19. und frühe 20. Jahrhundert.

Der langfristige Wandel des Zuwanderungsgeschehens lässt sich über die 
Zahl der im Deutschen Reich lebenden ausländischen Staatsangehörigen 
nach den Volkszählungen zwischen 1871 und 1933 dokumentieren. Hinzu 
treten die jährlichen Angaben des bundesdeutschen Ausländerzentral-
registers für den Zeitraum ab 1951. Es erfasst alle ausländischen Staats-
angehörigen in der Bundesrepublik, die über einen Aufenthaltstitel verfügen 
oder Asyl beantragt haben. Darüber hinaus wurden die Angaben des  
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (seit 2006) über die Zahl der 
Asylsuchenden sowie der amtlichen Statistik über die Zuzüge in die Bundes-
republik Deutschland verwendet.

Die zu den innerdeutschen Wanderungsbewegungen nach 1945 zusammen-
geführten Angaben beruhen auf unterschiedlichen Erhebungen. Zum Teil 
handelt es sich um amtliche Meldedaten (Zu- und Fortzüge), zum Teil beruhen 
sie auf den Angaben aus dem 1950 in der Bundesrepublik eingeführten 
Notaufnahmeverfahren, das die Freizügigkeit von Zugewanderten aus der 
DDR einschränkte und ihnen unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Flüchtlingsstatus mit entsprechenden Versorgungsleistungen zuwies, aller-
dings nicht jene erfasste, die ohnehin keine Leistungen in Anspruch nehmen 
wollten oder konnten und direkt zu Verwandten oder Bekannten ins Bundes-
gebiet reisten.

Angaben über die Zahl der als (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler 
bzw. als Asylbewerber aufgenommenen Migrantinnen und Migranten in der 
Bundesrepublik Deutschland bietet die amtliche Statistik.
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